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Betriebswirtschaft & Organisation

Die Regelung zur Einführung von 
Leistungsentgelten in § 18 TVöD über-
lässt die Ausgestaltung dieser Entgelt-
bestandteile weitgehend betrieblichen 
Regelungen. Bei näherer Betrachtung 
der mittlerweile weit fortgeschritte-
nen Bemühungen kommunaler Un-
ternehmen zur Entwicklung solcher 
Regelungen wird deutlich, dass das 
Spektrum der im Einzelnen favorisier-
ten Lösungen breit gefächert ist.

Die Leitmann Unternehmensbera-
tung (bis 1. Februar 2007 tätig unter 
dem Namen Dr. Hoke + Leitmann Un-
ternehmensberatung) ist von mehr 
als 30 kommunalen Ver- und Ent-
sorgungsunternehmen mit durch-
schnittlich etwa 250 Beschäftigten 
mit der Beratung bei der Entwicklung 
betriebsspezifi scher Systeme zur Ge-
währung von Leistungsentgelten be-
traut worden. Nachdem in der letzten 
Ausgabe der VKS-NEWS vor allem auf 
zu berücksichtigende Aspekte im Pro-
zess der Systementwicklung und -im-
plementierung eingegangen wurde, 
beschäftigt sich der zweite Teil dieses 
Erfahrungsberichts damit, welche Va-
rianten der Systemgestaltung von den 
Unternehmen favorisiert werden.

Ausgestaltung der Entgelte: Indivi-
duelle Lösungen mit deutlichen Un-
terschieden
In Bezug auf die zentralen Fragen der 
betrieblichen Systemgestaltung (s. 
Abb. 1) herrscht Einigkeit lediglich hin-
sichtlich der Form der Leistungsent-
gelte, die eingeführt werden sollen: 
Durchweg beabsichtigen die Betriebe, 
jährlich auszuschüttende leistungs-
bezogene Prämien einzuführen. Die 
Einführung monatlicher Zulagen wird 
von keinem der hier betrachteten Be-
triebe anvisiert. Dies wird zum einen 
damit begründet, dass die Höhe der 
Beträge zunächst relativ gering sei. 
Zum anderen wird angeführt, dass 
bei monatlichen Zulagen die Gefahr 
der Gewöhnung der Beschäftigten 
an das zusätzliche Entgelt in einer 
bestimmten Höhe wesentlich größer 
sei als bei jährlichen Prämien. Somit
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könnte eine Verringerung gegenüber 
dem Vormonat oder sogar ein voll-
ständiger Wegfall der individuellen 
Zulage aufgrund schlechteren Ab-
schneidens bei der Bewertung schnell 
Frustration auslösen. 

Prämien in Abhängigkeit vom Unter-
nehmenserfolg, die zusätzlich zum 
Ausschüttungsvolumen nach § 18 Abs. 
3 TVöD gewährt werden können, sind 
zumindest in einigen Betrieben an-
gedacht; die Einführung solcher Prä-
mien im Jahr 2007 plant jedoch keiner 
der Betriebe.

Abb. 1

Im Übrigen zeigt sich, dass in den 
einzelnen Betrieben sehr unter-
schiedliche Prioritäten bei der Ausge-
staltung der Leistungsentgelte gesetzt 
werden. So bestehen hinsichtlich der 
Ausschüttungssystematik in einigen 
Betrieben nicht nur auf der Arbeit-
nehmer-, sondern auch auf der Ar-
beitgeberseite durchaus Zweifel, ob 
Leistungsentgeltsysteme mit deut-
licher Differenzierungswirkung mit 
der Unternehmenskultur vereinbar 
sind und sich insgesamt förderlich 
auf die Motivation der Beschäftigten 
auswirken werden. Andere Betriebe 
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hingegen teilen diese Sorge nicht; 
ihnen geht es gerade um eine klare 
Differenzierungswirkung des Systems 
sowie darum, langfristig Nivellie-
rungstendenzen und eine Verwand-
lung der Leistungsentgelte in quasi 
fi xe Entgeltbestandteile zu vermei-
den. Deshalb wird hier beabsichtigt, 
zumindest einen Teil des zur Verfü-
gung stehenden Topfes nach einer 
Rangfolgesystematik auszuschütten 
(vgl. Abb. 2).

Der Vorteil hierbei ist: Eine Entwick-
lung hin zur Gleichverteilung der 
Leistungsentgelte unter den Beschäf-
tigten ist ausgeschlossen – es ergibt 
sich am Ende immer die gleiche Ver-
teilungsstruktur. Zum Teil befi nden 
sich die entsprechenden Unterneh-
men allerdings noch in Verhand-
lungen mit den Personalräten, die der 
Anwendung entsprechender Mecha-
nismen skeptisch gegenüber stehen. 

Abb. 2

Alle hier betrachteten Betriebe le-
gen großen Wert auf Einfachheit und 
Transparenz der Systeme. Klassische 
Punktbewertungsverfahren werden 
diesbezüglich häufi g kritisch beur-
teilt, da hier erst nachträglich – an-
hand der insgesamt erreichten Punkte 
einerseits und des verfügbaren Bud-
gets andererseits – ein Wert je Punkt 
in Euro berechnet wird, so dass für 
den Beschäftigten nicht kalkulierbar 
ist, mit welchem Betrag er bei einem 
bestimmten Leistungsgrad bzw. ei-
ner bestimmten Bewertung rechnen 
kann. Deshalb haben sich einige Be-
triebe für zweistufi ge Systeme mit 
Schwellenwerten entschieden (s. Abb. 3). 
Diese haben den Vorteil, dass im vor-
hinein für jeden Mitarbeiter ersicht-
lich ist, wie hoch das Leistungsent-
gelt bei einer bestimmten Bewertung 
(mindestens) ausfällt.

Eine Aufteilung des Gesamtbudgets 
haben alle betrachteten Betriebe vor-
genommen. Zum einen wurde durch-
weg eine Zuordnung der Beschäf-
tigten in verschiedene Kategorien 
vorgenommen, die sich entweder an 
der Entgeltgruppensystematik oder 
aber an im Betrieb unterschiedenen 
Verantwortungsebenen orientiert. 
Zum anderen wurde meist eine Auf-
teilung des Budgets nach Unterneh-
mensbereichen vorgenommen, d.h., 
einzelnen Abteilungen oder sonstigen 
Einheiten wurde jeweils ein Teil-
budget zugeordnet. Hiermit wird das 
Ziel verfolgt, zu verhindern, dass un-
terschiedliche Bewertungsstandards 
der Bewertenden – z.B. der Abtei-
lungsleiter – Verzerrungen bewir-
ken können. Diese würden sich etwa 
bei einem scharf differenzierenden 
Rangfolgesystem extrem auswirken. 
Nicht vorgenommen wurde eine sol-
che Bereichsgliederung vor allem bei 
kleineren Betrieben, in denen eine 
enge Abstimmung zwischen allen Be-
wertenden unproblematisch erschien. 
Außerdem wurde hier befürchtet, dass 
es bei Abgrenzung von Teilbudgets für 
zu kleine Einheiten zu kontraproduk-
tiven Absprachen kommen könnte: 
Innerhalb der einzelnen Gruppen 
könnte man sich z.B. darauf verstän-
digen, dass alle Beteiligten möglichst 
durchschnittliche Leistungen erbrin-
gen, um eine etwa gleichmäßige 
Ausschüttung zu erreichen. Der Effekt 
wäre schließlich der gleiche, wie bei 
Spitzenleistungen von allen.

Bewertungsgrundlagen: Tendenz zur 
systematischen Leistungsbewertung
Hinsichtlich der Form der Bewertung 
ist festzustellen, dass die große Mehr-
heit der Betriebe zunächst auf die sy-
stematische Leistungsbewertung baut 
und zumindest im Jahr 2007 nicht 
beabsichtigt, Zielvereinbarungen zur 
zentralen Grundlage für die Leistungs-
bewertung zu machen. Begründet 
wird dies zum einen mit generellen 
Problemen mit Zielvereinbarungen, 
wie etwa arbeitsrechtlichen Risiken 
sowie der eventuellen Erforderlich-
keit unterjähriger Anpassungen bei 
Veränderungen der Rahmenbedin-
gungen oder aber der Schwierigkeit, 
für die Beschäftigten auf den unteren 
Hierarchieebenen passende Zielstel-
lungen zu fi nden. Meist sind jedoch 
Zeitprobleme ausschlaggebend für 
die Entscheidung zugunsten der sys-
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Abb. 3

tematischen Leistungsbewertung: 
Häufi g steht die Erarbeitung einer 
operationalisierten Zielkaskade, die 
die anzustrebenden Ziele ausgehend 
von den strategischen Unterneh-
menszielen bis auf die Ebene des ein-
zelnen Beschäftigten herunterbricht, 
bisher noch aus. Ohne die Verdeut-
lichung solcher Zusammenhänge sind 
jedoch angemessene Ziele schwer zu 
fi nden und es ist deutlich schwieriger, 
dem einzelnen Beschäftigten zu ver-
mitteln, warum es in seiner Tätigkeit 
gerade auf die Erfüllung der jeweils 
vereinbarten Ziele ankommt. 

Dementsprechend planen die mei-
sten Betriebe, Zielvereinbarungen 
zwar noch nicht im Jahr 2007, wohl 
aber in den Folgejahren einzuführen. 
Außerdem wird teilweise im Rahmen 
der Anwendung der systematischen 
Leistungsbewertung bereits ein Teil 
des Leistungsentgelts an die Erfül- 

lung einer Zielvereinbarung geknüpft.
Eine gängige Variante ist es etwa, drei 
bis fünf allgemeine Bewertungskrite-
rien aufzustellen und ergänzend eine 
Zielvereinbarung einzubeziehen, die 
zu einem gewissen Anteil in die Lei-
stungsbewertung einfl ießt. Hierbei ist 
in der Regel geplant, das Gewicht der 
Zielvereinbarungen in den nächsten 
Jahren schrittweise zu erhöhen.

Hinsichtlich der Frage, ob die Bewer-
tung an die individuelle oder Team-
leistung gekoppelt werden soll, lassen 
sich zwei gängige Varianten unter-
scheiden: Die Mehrheit der Betriebe 
baut – zumindest in den Bereichen, in 
denen Leistung klar zurechenbar er-
scheint – rein auf die individuelle Be-
wertung. Einige Betriebe kombinieren 
beide Bewertungsebenen, wobei hin-
sichtlich der Anteile des Gesamtbud-
gets, die auf Basis der Bewertung von 
individuellen Leistungen einerseits 

und von Teamleistungen andererseits 
ausgeschüttet werden, unterschied-
liche Festlegungen getroffen werden. 
In einzelnen Fällen überwiegt dabei 
das Gewicht der Teambewertung; al-
lerdings arbeitet keiner der Betriebe 
ausschließlich mit teambezogenen 
Kriterien. Werden ausschließlich indi-
viduelle Bewertungen vorgenommen, 
wird meist eine Größe einbezogen, 
die sich auf kollegiales Verhalten, die 
Fähigkeit zur Zusammenarbeit oder 
Ähnliches bezieht. 

Im Übrigen zeigt sich hinsichtlich der 
Bewertungskriterien bei der syste-
matischen Leistungsbewertung ein 
genereller Trend: Nach einer oft be-
obachtbaren anfänglichen Favori-
sierung von Kennzahlen, mit deren 
Hilfe die Bewertung eine messbare 
und objektive Grundlage erhalten 
soll, setzt im Zuge der näheren Aus-
einandersetzung mit der Thematik 
sehr schnell Skepsis gegenüber Kenn-
zahlen als Bewertungsgrundlage ein. 
Neben der Einschränkung, dass für 
die Bemessung der Leistungsentgel-
te aus dem Ein-Prozent-Topf solche 
Kennzahlen ausscheiden, die direkt 
am Unternehmenserfolg ansetzen (da 
Erfolgsprämien nur zusätzlich gewährt 
werden dürfen), werden vor allem die 
folgenden Probleme gesehen: 
1. Häufi g ist unklar, inwieweit ein Be-
schäftigter oder ein Team bestimmte 
Parameter tatsächlich beeinfl ussen 
kann. Zudem ist eine Vergleichbar-
keit der Leistungen einzelner Mit-
arbeiter oder Teams oft nicht bzw. 
nur eingeschränkt gegeben, da un-
terschiedliche und in ihrer Wirkung 
schwer abschätzbare Rahmenbedin-
gungen gegeben sind. Ein Beispiel 
hierfür aus dem Bereich Entsorgung 
stellen Kennzahlen dar, die sich auf 
die Anzahl gefahrener Tonnen bezie-
hen. Zum einen besteht das Problem 
nicht gegebener Beeinfl ussbarkeit, da 
die Anzahl der Tonnen durch die Tou-
renpläne determiniert wird. Zum an-
deren ist problematisch, dass häufi g 
sehr unterschiedliche Reviere befah-
ren werden.
2. Oft wird festgestellt, dass sich 
zumindest bei einigen Beschäf-
tigtengruppen bzw. Tätigkeiten we-
nig Ansatzpunkte für eine sinnvolle 
Kennzahlenbildung und -messung 
fi nden. 
3. Generell wurde im Prozess der Sys-
tementwicklung deutlich, dass der 
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mit der Kennzahlenbildung verbun- 
dene Aufwand bei der Implementie-
rung und vor allem bei der späteren 
Revision und Anpassung im Zeitver-
lauf vergleichsweise hoch ist. In den 
meisten Bereichen ändern sich die 
äußeren Rahmenbedingungen häufi g, 
weshalb Kennzahlen in regelmäßigen 
Abständen auf ihre Sinnhaftigkeit als 
Bewertungsgrundlage zu überprüfen 
bzw. Richtwerte anzupassen sind. 
Zumindest im Bereich der BMT-G-
Beschäftigten sind diese Probleme 
bereits seit längerem geläufi g (s.u.).

Von der überwiegenden Mehrheit der 
Betriebe wurde allerdings eine Kenn-
zahl als sinnvoll erachtet und dem-
entsprechend einbezogen, nämlich 
die Anwesenheitsquote. Die bezüglich 
dieses Kriteriums meist skeptische Ar-
beitnehmerseite zeigte sich oft ko-
operativ, sofern die Anwesenheits-
quote ein nicht zu großes Gewicht in 
der Bewertung erhielt, Härtefallrege-
lungen getroffen und Abwesenheiten 
infolge von Arbeitsunfällen prinzipiell 
ausgenommen wurden. 

Das überwiegende Gewicht in der 
Bewertung wurde jedoch „weichen“ 
Beurteilungskriterien verliehen, wo-
bei Kriterien wie Arbeitsqualität, Ar-
beitseinsatz, Zusammenarbeit mit 
bzw. Verhalten gegenüber Kollegen 
o. ä. am häufi gsten gewählt wurden. 
Die exakte Defi nition dieser Krite-
rien enthält dabei in den einzelnen 
Betrieben durchaus unterschiedliche 
Akzente, die in Bewertungsleitfäden 
sehr ausführlich und genau hinter-
legt worden sind. Durch dieses Vorge-
hen soll dem erwähnten Problem von 
Unterschieden im Verständnis und in 
den Maßstäben der Beurteilenden 
begegnet werden. Bei einem Teil der 
Betriebe wurden auch spezifi sche 
abteilungs- oder tätigkeitsbezogene 
Kriterien entwickelt und – zumindest 
ergänzend zu allgemeinen Kriterien 
– der Bewertung zugrunde gelegt.

Als sehr wichtiger Aspekt in der Dis-
kussion um die Leistungsbewertung 
erwies sich die Bestimmung von Stan-
dards. Diesbezüglich stellt sich die 
Frage, ob ausschließlich klar über-
durchschnittliche Leistungen oder 
auch durchschnittlich gute Leistungen 
honoriert werden sollen. Damit un-
trennbar verbunden ist die Frage, wie 
die Normalleistung zu defi nieren ist. 
Hierzu differieren die Ansichten der 
Entscheidungsträger in den einzel-
nen Betrieben sehr stark. Die Ent-
scheidung, welches Leistungsniveau 
anzusetzen ist, ist letztlich davon ab-
hängig zu machen, welche Zielstel-
lung vorrangig verfolgt werden soll: 
Sollen möglichst viele Beschäftigte 
für ihre Leistung belohnt werden, 
sollte bereits bei durchschnittlichen 
Leistungen eine Prämie erreichbar 
sein. Ist es hingegen vorrangig be-
absichtigt, gezielt diejenigen Be-
schäftigten zu fördern, die absolute 
Spitzenleistungen erbringen, ist die 
Schwelle, ab der ein Beschäftigter an 
der Ausschüttung partizipiert, hoch 
anzusetzen. 

Abschließend ist festzuhalten, dass 
alle hier betrachteten Betriebe – un-
abhängig von den Spezifi ka der je-
weils präferierten Ausschüttungssy-
stematik – eines gemeinsam haben: 
Die Verantwortlichen wollen in jedem 
Fall eine pauschale Ausschüttung ge-
mäß der Protokollerklärung zu § 18 
Abs. 4 (VKA) TVöD verhindern. Dem-
entsprechend wird mit großem Enga-
gement an einer auf die spezifi schen 
Bedürfnisse des jeweiligen Betriebes 
abgestimmten Lösung gearbeitet.
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